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Interessenwahrung bei der Anfechtung der Vaterschaft
Sachverhalt

Ich bin von der VB zum Beistand eines fünfjährigen Kindes ernannt worden, nachdem der Vater die Vaterschaft angefochten hat. Die Beistandschaft wurde vom Gericht beantragt. Die Kindsmutter liess sich in der ganzen Angelegenheit anwaltlich vertreten.

Sachverhalt:

Nach Scheitern der Ehe reichte der Kindsvater Klage ein und focht die Vaterschaft gegen das erstgeborene eheliche Kind an. Gemäss Aussagen der Kindsmutter hat dieser jedoch bereits vor der Hochzeit gewusst, dass er nicht der Vater des Kindes ist. In der Folge wurde festgestellt, dass der Vater die Klage nicht innert der gesetzlichen Frist gem. Art. 256c ZGB eingereicht hat, seine Klage wurde abgewiesen. Zur Klärung der Angelegenheit habe ich als Beistand des Kindes Widerklage erhoben und auf Klärung der Vaterschaft mittels DNA-Analyse geklagt. Diese hat ergeben, dass der Kindsvater nicht der leibliche Vater des Kindes sein kann. Folglich wurde die Vaterschaft zum bisherigen Vater aufgehoben.

Anlässlich einer persönlichen Besprechung hat mir die Mutter den Namen des für die Vaterschaft in Frage kommenden Mannes genannt. Diesen habe ich zu einer Besprechung eingeladen und ihm das weitere Prozedere aufgezeigt. Mein Ziel war eine aussergerichtliche Regelung, also die Anerkennung des Kindes durch den mutmasslichen Vater und die Ausarbeitung einer Unterhaltsregelung.

Nun hat sich der Anwalt des mutmasslichen Vaters bei mir gemeldet und mir unterstellt, ich hätte die Interessen des Kindes nicht gewahrt. Er stellt sich auf den Standpunkt, dass das Kind bis ein Jahr nach Mündigkeit selber hätte klagen können (Art. 256 Abs. 1 Ziff. 2 ZGB). Ich als dessen Beistand hätte ihm nun die Entscheidungsmöglichkeit genommen, ob es dereinst Gewissheit über seine Abstammung erlangen wolle oder nicht. Zudem liege auch die Zustimmung der Mutter nicht vor. Die Mutter hat sich jedoch im ganzen Verfahren anwaltlich vertreten lassen und das Verfahren, wie es von mir eingeleitet wurde, akzeptiert. Für mich scheint vordergründig, der mutmassliche Vater will nicht zahlen.

Ich frage Sie an wie die Rechtslage und die Rechtssprechung in diesem Fall aussehen. Hätte ich tatsächlich auf die Klage verzichten und dem Kind die Möglichkeit erhalten müssen, dereinst selber klagen zu können oder war es, wie von mir interpretiert, die Pflicht, durch Kenntnis der Sachlage die genauen Abstammungsverhältnisse, und damit verbunden auch die Unterhaltspflichten, neu zu regeln.
Erwägungen

1. Als von der Vormundschaftsbehörde eingesetzter Vertretungsbeistand vertreten Sie die Interessen des Kindes. Ihr Auftrag richtet sich nach dem konkreten Beschluss der Vormundschaftsbehörde. Gemäss Art. 418 ZGB hat der Beistand, wenn ihm die Besorgung einer einzelnen Angelegenheit übertragen wird, die Anweisungen der Vormundschaftsbehörde genau zu beachten.

2. Wenn die Vormundschaftsbehörde Sie als Vertretungsbeistand einsetzt, hat sie vorher die Frage zu klären, ob die Beistandschaft im Interesse des Kindes sei und wenn ja, was im Rahmen dieser Beistandschaft zu vertreten sei. Im vorliegenden Fall musste die Vormundschaftsbehörde die Beistandschaft deshalb errichten, weil das Kind zusammen mit seiner Mutter beklagte Partei war (Art. 256 Abs. 2 ZGB) und wegen Interessenkollision weder durch seinen Vater noch durch seine Mutter vertreten werden konnte (Art. 392 Ziff. 2 ZGB).

3. Als Vertreter des beklagten Kindes richtet sich Ihr Interesse nach der Frage, welcher Prozessausgang dem Kind am meisten dient und wie Sie dieses Ziel am besten erreichen. Dementsprechend sind auch die Musterbeschlüsse der VBK (Amrein/Guler/Häfeli, Mustersammlung zum Adoptions- und Kindesrecht, VBK, 4. Auflage 2005 Muster 111.52) formuliert: „…im Prozess des Registervaters betreffend Anfechtung der Vaterschaft die Interessen des Kindes zu vertreten“.


4. Nach herrschender Lehrmeinung und Gerichtspraxis liegt es nicht im Interesse des Kindes, wenn es vaterlos wird. Ein falscher Vater ist für das Kind in mehrfacher Hinsicht (insbesondere Unterhaltsverpflichtung, sozialversicherungsrechtliche Ansprüche, erbrechtliche Konsequenzen, unter Umständen aber auch sozialpsychische Aspekte) grundsätzlich immer noch vorteilhafter als gar keinen Vater zu haben. An dieser Praxis hält das Bundesgericht dank eines von der VB Zürich erstrittenen Urteils bis in die Gegenwart fest (BGE 5C.292/2005 vom 16. März 2006, Zusammenfassung von Meier/Häberli in ZVW 2006 S. 197 f. ÜR 42-06). Dieser dogmatische Standpunkt darf durchaus in Frage gestellt werden, wenn ein Kind offenkundige Interessen daran hat, einen Registervater los zu werden, (z.B. weil das Verhältnis mit dem Registervater aussichtslos zerrüttet, die Beziehung stark belastend oder gar traumatisierend ist und keine andern Interessen – z.B. enge Beziehungen zu Grosseltern oder Geschwistern - diese negativen Aspekte aufzuwiegen vermögen).

5. Ihr Entscheid, im Anfechtungsprozess des Registervaters - dessen Klage zufolge Verwirkung der Anfechtungsfrist aussichtslos war – mit einer Widerklage die Gegenoffensive anzutreten, erscheint unter dem Aspekt des Kindeswohl ein etwas kühnes Unterfangen, weil er ohne Gewissheit erfolgte, ob das Kind nach dem Verlust der Registervaterschaft zu seinem biologischen Vater finde. Damit lief das Kind Gefahr, vaterlos zu werden, was nicht in seinem Interesse sein kann (vgl. BGE 5C.292/2005). Es ist nicht auszuschliessen, dass ein Beistand mit solchen Prozesserfolgen haftbar gemacht werden könnte, wenn der Auftrag der VB nicht explizit so lautete und dem Beistand gemäss Art. 418 ZGB deshalb keine andere Wahl geblieben wäre. Es ist aber allein Sache des Kindes beziehungsweise dessen gesetzlichen Vertreters, namentlich der Mutter, unter Umständen aber auch der Vormundschaftsbehörde, sich diesbezüglich mit dem Beistand auseinanderzusetzen. 

6. In Ihrem Fall reicht der Anwalt des Präsumtivvaters Rügen gegen Sie nach, die nicht seine Sache sind und auf die Sie nicht einzutreten haben. Ob dem Kind ein Vertretungsbeistand bestellt wird zur Anfechtung der Vaterschaft und welche Positionen dieser Beistand bezieht, entzieht sich dem Einfluss des biologischen Vaters, weil dieser – solange er mit Mutter und Kind keine Lebensgemeinschaft bildet – kein Interesse daran hat, selbst ins Recht gefasst zu werden und unterhaltspflichtig zu werden. Er nimmt demnach nicht Interessen des Kindes, sondern eigene Interessen wahr. Aus diesem Grund anerkennt das Bundesgericht weder eine Beschwerdelegitimation des Präsumtivvaters (BGE 121 III 1) noch jene des Registervaters (BGE 5P.326/2005 vom 17.1.2006, zusammengefasst von Meier/Häberli in ZVW 2006 S. 108 ÜR 27-06), wenn es um einen Rekurs gegen die Errichtung einer Vertretungsbeistandschaft für das Kind im Anfechtungsprozess geht. Es ist offensichtlich, dass sich der Gegenanwalt anschickt, Sie auf ein Nebengeleise zu locken und mit einer Diskussion um Fragen, die längst entschieden sind und zu vollendeten Tatsachen geführt haben, Verzögerungen herbeiführen will. Das kann dem Präsumtivvater den Vorteil bringen, dass seine Unterhaltspflicht noch länger verzögert wird, worauf Sie auf keinen Fall einsteigen sollten. Ob Ihr bisheriges Vorgehen im Interesse des Kindes gewesen sei oder nicht, müssen Sie von der Traktandenliste der Verhandlungen mit dem Anwalt des Präsumtivvaters streichen lassen. Das Thema mit diesem Verhandlungspartner ist die Feststellung der Vaterschaft und die Regelung des Unterhalts.

7. Damit lassen sich Ihre Fragen wie folgt beantworten:

a. Ich frage Sie an wie die Rechtslage und die Rechtssprechung in diesem Fall aussehen. 
Ihr Mandat als Vertretungsbeistand richtet sich nach den Interessen des Kindes. In der Regel müsste die Vormundschaftsbehörde dies im Auftrag ausformulieren. So wie in Ihrem Fall die Sachlage war, wäre es angezeigt gewesen, auf eine Widerklage zu verzichten, solange der biologische Vater nicht mit Sicherheit feststeht. Ihr Vorgehen hat dazu geführt, dass das Kind vaterlos wird, was grundsätzlich nicht im Interesse des Kindes liegt (BGE 5C.292/2005 vom 16. März 2006). In Ausnahmefällen mag das anders sein, wenn schwerwiegende Gründe dafür sprechen, dass das Kind seinen falschen Vater unter Abwägung aller Interessen (vgl. oben Ziff. 4) loswird.

b. Hätte ich tatsächlich auf die Klage verzichten und dem Kind die Möglichkeit erhalten müssen, dereinst selber klagen zu können oder war es, wie von mir interpretiert, die Pflicht, durch Kenntnis der Sachlage die genauen Abstammungsverhältnisse, und damit verbunden auch die Unterhaltspflichten, neu zu regeln.
Vermutlich hat Ihnen die Vormundschaftsbehörde den Auftrag nicht erteilt, gegen den Vater die Widerklage zu erheben, sondern das Kind im Anfechtungsprozess des Registervaters zu vertreten. Insofern kann nicht ausgeschlossen werden, dass Sie Ihr Mandat überzogen haben. Es ist aber keinesfalls so, wie Ihr Gegenanwalt ausführt, dass dem Kind überlassen werden muss, die Wahl selbst zu treffen, wenn es dereinst urteilsfähig sein wird. Im Gegenteil steht Art. 392 Ziff. 2 und Art. 306 Abs. 2 ZGB genau für jene Fälle zur Verfügung, da im Interesse des urteilsunfähigen Kindes dessen Interessen zu wahren sind und damit seine Vertretung ausschliesslich drittbestimmt wird. Der Vorwurf Ihres Gegenanwaltes stösst deshalb ins Leere und ist ein durchsichtiges Spiel, Sie in Diskussionen zu verwickeln, die nicht seine Angelegenheit sein können. Seine vermeintlichen Sorgen um die Interessen des Kindes sind ja bei näherem Hinschauen nichts anderes als handfeste finanzielle Interessen seines Klienten. Von der Sache her ist einzig zutreffend, dass die biologische Wahrheit kein prioritärer Grund ist, eine Vaterschaft anzufechten. Aber wie gesagt: Das ist Sache der Vormundschaftsbehörde, wie sie den Auftrag an Sie formuliert hat und ob sie Ihre Mandatsführung nachträglich sanktioniert hat.

c. Schlussfolgerung
Mit jedem Tag, der verstreicht, kann sich der Präsumtivvater Unterhaltszahlungen sparen, weil die Klage auf Unterhaltszahlungen für die Zukunft und für ein Jahr vor Klageeinreichung gerichtet werden kann. Bei Neugeborenen besteht also während des ersten Lebensjahres keine Verlustgefahr. In Ihrem Fall mit einem fünfjährigen Kind ist das anders. Deshalb sollten Sie nicht zögern, der Gegenpartei kurze Fristen setzen und danach sofort Vaterschafts- und Unterhaltsklage einreichen. Ihr Risiko bei diesem Vorgehen besteht natürlich darin, dass sich die Mutter in der tatsächlichen Vaterschaft täuscht. Dieses Risiko ist aber nicht mehr zu umgehen, nachdem die Vaterschaft des Registervaters mit Erfolg angefochten und beseitigt worden ist, was wie dargelegt nicht nötig gewesen wäre.
Mit freundlichen Grüssen

Kurt Affolter

Lic. iur., Fürsprecher und Notar

Ligerz, 1. März 2007
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